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ENTWURF EINER ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS

zur Durchführung der Programmierung des 10. Europäischen Entwicklungsfonds
(2007/2138(INI))

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf das am 23. Juni 2000 in Cotonou unterzeichnete 
Partnerschaftsabkommen zwischen den Mitgliedern der Gruppe der Staaten in Afrika, im 
karibischen Raum und im Pazifischen Ozean (AKP) einerseits und der Europäischen 
Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten andererseits („Cotonou-Abkommen“),1 

– unter Hinweis auf das Interne Abkommen zwischen den im Rat vereinigten Vertretern der 
Regierungen der Mitgliedstaaten über die Finanzierung der im mehrjährigen 
Finanzrahmen für den Zeitraum 2008 – 2013 bereitgestellten Gemeinschaftshilfe im 
Rahmen des AKP-EG-Partnerschaftsabkommens und über die Bereitstellung von 
Finanzhilfe für die überseeischen Länder und Gebiete, auf die der vierte Teil des EG-
Vertrags Anwendung findet2,

– unter Hinweis auf die Verordnung (EG) Nr. 617/2007 des Rates vom 14. Mai 2007 über 
die Durchführung des 10. Europäischen Entwicklungsfonds nach dem AKP-EG-
Partnerschaftsabkommen3,

– gestützt auf Artikel 45 seiner Geschäftsordnung,

– in Kenntnis des Berichts des Entwicklungsausschusses sowie der Stellungnahmen des 
Ausschusses für auswärtige Angelegenheiten und des Haushaltsausschusses 
(A6-0042/2008),

A. in der Erwägung, dass für die Durchführung des 10. Europäischen Entwicklungsfonds 
(EEF) der Prozess der Ratifizierung (durch alle Mitgliedstaaten der EU und zwei Drittel  
der AKP-Länder) bis zum 30. November 2007 abgeschlossen sein muss (Artikel 93 
Absatz 3 des Cotonou-Abkommens), wenn das Interne Abkommen am 1. Januar 2008 in 
Kraft treten soll,

B. in der Erwägung, dass die „Verfallsklausel“ es nicht mehr erlaubt, auf Restbeträge 
früherer EEF zurückzugreifen,

C. in Erwägung der Zusage der Kommission, die Gesamtheit der Mittel des 9. EEF vor dem 
31. Dezember 2007 zu binden,

D. in der Erwägung, dass der EEF trotz der vom Europäischen Parlament geforderten 
Budgetierung bis heute nicht in den EU-Haushaltsplan einbezogen wurde,

1 ABl. L 317 vom 15.12.2000, S. 3. Abkommen zur Änderung des Partnerschaftsabkommens, unterzeichnet am 
25. Juni 2005 (ABl. L 209 vom 11.8.2005, S.27).
2 ABl. L 247 vom 9.9.2006, S. 32.
3 ABl. L 152 vom 13.6.2007, S. 1.
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E. in der Erwägung, dass die Abwesenheit einer förmlichen Kontrolle des EEF durch das 
Europäische Parlament und die nationalen Parlamente, was mit seiner Nichteinbeziehung 
in den EU-Haushalt zusammenhängt, ein Demokratiedefizit darstellt,

F. in Erwägung der von der Kommission in 64 AKP-Ländern durchgeführten Studie über die 
Beteiligung von nichtstaatlichen Akteuren an der Programmierung des 10. EEF, aus der 
hervorgeht, dass in allen Fällen entsprechende Informationen vorlagen, aber nur für die 
Hälfte der von der Studie betroffenen Länder eine wirkliche Beteiligung zustande kam,

G. in der Erwägung, dass auf dem EU-Afrika-Gipfel von Lissabon (8./9. Dezember 2007) 
eine neue strategische Partnerschaft zwischen Afrika und der Europäischen Union ins 
Leben gerufen und ein Aktionsplan 2008-2010 aufgestellt wurden, die sich auf die 
Grundsätze der Einheit Afrikas, der Interdependenz zwischen Afrika und Europa, der 
Eigenverantwortung und der gemeinsamen Verantwortung, der Achtung der 
Menschenrechte und der demokratischen und rechtsstaatlichen Grundsätze sowie auf das 
Recht auf Entwicklung stützen, und bei dieser Gelegenheit eine gemeinsame Erklärung 
des Europäischen Parlaments und des Panafrikanischen Parlaments angenommen wurde, 
in der eine Verstärkung der Rolle der Parlamente im Rahmen dieser neuen Strategie 
gefordert wird,

H. in Erwägung der politischen Verpflichtungen der EU und der Mitgliedstaaten, 
Entwicklungshilfe – insbesondere für Afrika – zu leisten und die Effizienz der Hilfe zu 
gewährleisten,

I. in Erwägung der Zusage der EU, ihre Hilfe für den Handel bis zum Jahr 2010 auf 
2 000 000 000 Euro zu erhöhen (1 000 000 000 zu Lasten der Kommission und 
1 000 000 000 zu Lasten der Mitgliedstaaten),

J. in Erwägung der Feststellung von Richtgrößen für die Aufteilung der Mittel des 10. EEF, 
von denen etwa 30% für die allgemeine Budgethilfe, 30% für die Infrastrukturen, 15% für 
die Governance (einschließlich Frieden und Sicherheit), 8% für die Landwirtschaft und 
die ländliche Entwicklung, 8% für den sozialen Bereich und die soziale Kohäsion 
vorgesehen sind, und der Rest zwischen wirtschaftlicher Entwicklung, institutioneller 
Unterstützung und insbesondere Umwelt aufgeteilt werden soll,

K. in der Erwägung, dass der Anteil der im 10. EEF für die gesundheitliche Grundversorgung 
und die Grundbildung vorgesehenen Mittel gegenüber dem 9. EEF leicht zurückgegangen 
ist,

Herausforderungen und Ziele des 10. EEF

1. weist darauf hin, wie viel mit der Durchführung des EEF für den Zeitraum 2008-2013 auf 
dem Spiel steht, insbesondere vor dem Hintergrund der politischen Verpflichtungen der 
EU und der Mitgliedstaaten hinsichtlich der Entwicklungshilfe, der gegenwärtigen 
Entwicklung hin zu einer erneuerten Partnerschaft zwischen Europa und Afrika und des 
Beitrags der EU zur Verwirklichung der Milleniums-Entwicklungsziele (MDG) bis 2015;

2. schließt sich dem in Artikel 1 der Verordnung (EG) Nr. 617/2007 genannten 
hauptsächlichen Ziel der Zusammenarbeit uneingeschränkt an, d.h. der „Beseitigung der 
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Armut in den Partnerländern und -regionen im Rahmen einer nachhaltigen Entwicklung, 
einschließlich der Verwirklichung der Millenniums-Entwicklungsziele“; misst der 
konkreten Umsetzung dieser vorrangigen Ziele mit Hilfe der in dieser Verordnung 
vorgesehenen Instrumente und Modalitäten größte Bedeutung bei und bedauert, dass in 
den Bestimmungen zu den Länderstrategiepapieren und den regionalen Strategiepapieren 
diese Ziele eher restriktiv ausgelegt werden;

3. fordert, dass die Durchführung des EEF ebenfalls in den Rahmen der internationalen 
Verpflichtungen der EU gestellt wird, wie sie in Artikel 177 Absatz 3 des EG-Vertrags 
vorgesehen sind;

4. besteht darauf, dass die Durchführung des EEF mit den Empfehlungen des UN-
Entwicklungsprogramms (UNDP) für die Gewährung staatlicher Entwicklungshilfe in 
Einklang steht und zumindest jede Aktion von der Programmierung ausgeschlossen wird, 
welche die vom Entwicklungshilfeausschuss (DAC) der Organisation für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung für die öffentliche Entwicklungshilfe (ODA) 
definierten Kriterien nicht erfüllt; fordert eine entsprechende Änderung von Artikel 2 
Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 617/2007;

5. nimmt mit Genugtuung die Bemühungen um Vereinfachung und Harmonisierung zur 
Kenntnis, die bei der Ausarbeitung dieser neuen Verordnung (EG) Nr. 617/2007 für den 
EEF zu verzeichnen waren; glaubt, dass diese Bemühungen um eine Anpassung an das 
Instrument für Entwicklungszusammenarbeit1 (DCI) dazu beitragen werden, die Rolle des 
Parlaments bei der Überwachung und der Kontrolle der Durchführung des EEF zu 
stärken;

6. spricht sich für die Einbeziehung des EEF in den Haushaltsplan der EU aus, um die 
Kohärenz, die Transparenz und die Wirksamkeit der Entwicklungszusammenarbeit zu 
stärken und ihre demokratische Kontrolle zu gewährleisten; verweist darauf, dass die 
Einbeziehung des EEF in den Haushaltsplan auch eine geeignete Lösung für die immer 
wieder in dem auf Regierungsebene ablaufenden schwerfälligen und langwierigen 
Ratifizierungsprozess auftretenden Probleme ist; fordert den Rat auf, für die 
Halbzeitüberprüfung der Finanziellen Vorausschau im Jahre 2009 die Budgetierung des 
EEF vorzusehen; 

7. begrüßt, dass Artikel 179 Absatz 3 des EG-Vertrags im Rahmen des Vertrags von 
Lissabon gestrichen wird, da dieser Absatz den EEF vom Geltungsbereich des Vertrags 
ausschloss und nunmehr der Weg für eine Einbeziehung des EEF in den EU-
Haushaltsplan frei ist;

8. bekräftigt, wie wichtig ihm die Kohärenz der entwicklungspolitischen Maßnahmen ist 
und wie sehr es sich den europäischen Verpflichtungen verbunden fühlt, wonach die 
Ziele der Entwicklungspolitik nicht durch andere Politiken der EU, die sich auf diese 
Politik auswirken (Handel, Umwelt, Sicherheit, Landwirtschaft usw.) konterkariert 
werden dürfen;

1 Verordnung (EG) Nr. 1905/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezember 2006 zur 
Schaffung eines Finanzierungsinstruments für die Entwicklungszusammenarbeit (ABl. L 378 vom 27.12.2006, 
S. 41).
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9. fordert die Kommission auf, der Abwanderung qualifizierter Arbeitskräfte aus den AKP-
Ländern in die EU größere Aufmerksamkeit zu widmen und geeignete Maßnahmen 
vorzuschlagen, um ihren Verbleib in ihrem Land oder ihre Rückkehr dorthin zu 
erleichtern;

10. bekräftigt seine Unterstützung für die Grundsätze der Eigenverantwortung und der 
Beteiligung, wie sie im Cotonou-Abkommen und im Europäischen Konsens für die 
Entwicklungshilfe1 verankert sind;

Zeitplan

11. fordert die Mitgliedstaaten und die AKP-Staaten, die dies noch nicht getan haben, auf, 
das Interne Abkommen und das geänderte Cotonou-Abkommen zu ratifizieren, um so 
rasch wie möglich mit der Ausführung des 10. EEF beginnen zu können;

12. nimmt die Zusage der Kommission zur Kenntnis, die Gesamtheit der Mittel des 9. EEF 
noch vor dem Stichdatum 31. Dezember 2007 zu binden; fordert die Kommission auf, 
jede geeignete Maßnahmen zu treffen, damit keine Mittel unter die „Verfallsklausel“ 
fallen und die Kontinuität der Finanzierungen gewährleistet ist;

13. betont, dass dieser strikte Zeitplan es nicht erlaubt hat, die Bürgergesellschaften und die 
Parlamente umfassend in die Programmierung einzubeziehen, und dringt darauf, dass 
diese Unzulänglichkeiten des Anhörungsverfahrens im Laufe der Durchführung behoben 
werden;

Strategiepapiere und vorrangige Aktionsbereiche

14. hebt hervor, dass zur Erreichung der in Artikel 1 der Verordnung (EG) Nr. 617/2007 
genannten Ziele bei der Programmierung Maßnahmen zur Armutsbekämpfung Vorrang 
eingeräumt werden muss, wobei die unter die MDG fallenden Bereiche besonders zu 
berücksichtigen sind, wie z.B. der soziale Bereich, und dabei insbesondere die 
gesundheitliche Grundversorgung und die Grundbildung; unterstreicht, dass sich die im 
Rahmen des DCI eingegangene Verpflichtung, bis 2009 20 % der Mittel für die Bereiche 
gesundheitliche Grundversorgung und Grundbildung aufzuwenden, aus Gründen der 
Kohärenz auf alle europäischen Ausgaben im Bereich der Entwicklungspolitik, 
einschließlich des EEF, erstrecken muss;

15. nimmt die Absicht der Kommission zur Kenntnis, dieses Ziel durch Budgethilfen zu 
erreichen, bedauert aber, dass gemeinsam mit den Empfängerländern keine umfassende 
Strategie ausgearbeitet wurde, um die Bereiche Gesundheit und Bildung in die Prioritäten 
der Länderstrategiepapiere einzubeziehen; fordert, dass über diese Frage im Rahmen der 
Halbzeitüberprüfung erneut diskutiert wird, um die angestrebten 20 % zu erreichen;

1 Gemeinsame Erklärung des Rates und der im Rat vereinigten Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten, 
des Europäischen Parlaments und der Kommission zur Entwicklungspolitik der Europäischen Union: „Der 
Europäische Konsens“ (ABl. C 46 vom 24.2.2006, S. 1).
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16. betont, dass Armut nur im Umfeld einer nachhaltigen Wirtschafts-, Sozial- und 
Umweltentwicklung dauerhaft verringert werden kann; betont außerdem, dass daher jede 
EEF-Maßnahme Teil eines Entwicklungsprozesses sein sollte, der darauf abzielt, eine 
starke Wirtschaft aufzubauen, die die Umwelt schützt und niemandem die elementaren 
Sozialleistungen vorenthält;

17. weist darauf hin, dass eine nachhaltige Entwicklung in einem Umfeld von Krieg, 
Bürgerkonflikten oder politischer Instabilität nie vollständig erreicht werden kann; ist 
daher der Meinung, dass dem Aufbau der Demokratie und den Bemühungen um die 
Aufrechterhaltung und Unterstützung des Friedens, der Rechtsstaatlichkeit, stabilen und 
demokratischen Institutionen sowie der uneingeschränkten Achtung der Menschenrechte 
ebenfalls Vorrang eingeräumt werden sollte;

18. vertritt die Ansicht, dass die Länderstrategiepapiere einer demokratischen Kontrolle 
unterworfen werden müssen und somit nicht ohne parlamentarische Kontrolle 
ausgearbeitet und ausgeführt werden dürfen; ist der Meinung, dass die Übermittlung der 
Länderstrategiepapiere an die Paritätische Parlamentarische Versammlung AKP-EU 
(PPV) einen wichtigen Beitrag zu dem im Cotonou-Abkommen enthaltenen Ziel der 
Eigenverantwortung darstellt und ein positiver Schritt hin zur Übertragung 
institutionalisierter Befugnisse an die PPV und das Europäische Parlament im Rahmen 
der „Komitologie“ ist; fordert die Kommission auf, dafür zu sorgen, dass die PPV über 
die materiellen Mittel verfügt, um ihre Arbeit an den Länderstrategiepapieren 
ordnungsgemäß erledigen zu können, und dass ihre Stellungnahmen in einem 
Monitoring-Bericht der Kommission wiedergegeben werden;

19. bedauert, dass diese Verordnung (EG) Nr. 617/2007 kein ausdrückliches Verfahren zur 
Beteiligung oder Anhörung des Europäischen Parlaments, der nationalen Parlamente, der 
lokalen Behörden und der nichtstaatlichen Akteure (NSA) im Rahmen der 
Weiterverfolgung und Bewertung der Länderstrategiepapiere vorsieht; fordert den Rat 
und die Kommission auf, solche Anhörungen systematisch in die Programmierung 
einzubeziehen;

Geschlechterspezifische Fragen

20. bedauert, dass für geschlechterspezifische Fragen kein eigener Aktionsbereich 
vorgesehen wurde; fordert, dass diese Entscheidung im Rahmen der Halbzeitüberprüfung 
der Durchführung des EEF in Absprache mit den AKP-Partnern erneut diskutiert wird;

21. fordert die Kommission auf, den in den Schlüsseldokumenten wie im Europäischen 
Konsens für die Entwicklungspolitik und der Gemeinsamen EU-Afrika-Strategie sowie in 
der Tat auch im Cotonou-Abkommen eingegangenen Verpflichtungen bezüglich der 
Gleichstellung der Geschlechter dafür zu sorgen, dass geschlechtsspezifische Fragen zu 
den politischen Prioritäten der AKP-EU-Partnerschaft zählen und im Rahmen des Gender 
Mainstreaming angemessene Aufmerksamkeit und Finanzmittel erhalten; dringt darauf, 
die Sichtbarkeit der geschlechsspezifischen Fragen zu erhöhen, indem in den 
Jahresbericht der Kommission ein entsprechendes Kapitel und spezifische Indikatoren 
aufgenommen werden, die eine bessere Weiterverfolgung und eine bessere Kontrolle der 
erzielten Fortschritte erlauben;
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Budgethilfe

22. ist der Ansicht, dass die Budgethilfe wirksam zur Beseitigung der Armut und zur 
Verwirklichung der MDG beitragen kann, insbesondere wenn die Mittel auf die 
Grundversorgung in den Bereichen Gesundheit und Bildung konzentriert werden; teilt die 
Absicht der Kommission, die Budgethilfe als Mittel zur Steigerung des Anteils der 
nationalen Haushaltsmittel für diese Bereiche einzusetzen;

23. erinnert daran, dass die Wirksamkeit und die Legitimität der Budgethilfe von der strikten 
Einhaltung mehrerer Vorbedingungen abhängen, vor allem einer verstärkten 
Zusammenarbeit zwischen den Gebern einerseits und andererseits von der Beachtung 
demokratischer Grundsätze, einer verantwortungsvollen Staatsführung und eines 
Instrumentariums zur Verwaltung der öffentlichen Finanzen, das von einem demokratisch 
gewählten Parlament in den Empfängerländern kontrolliert wird; fordert die Kommission 
zur strikten Beachtung dieser Vorbedingungen auf, ehe sie für Programme eine 
Budgethilfe zusagt;

24. begrüßt die Zusage der Kommission, die Budgethilfe direkt mit den bei der 
Verwirklichung der MDG erzielten Fortschritte zu verknüpfen und die Verwirklichung 
der MDG durch „MDG-Verträge“ zur fördern, durch die eine längerfristige Finanzierung 
garantiert wird, was zu einer besseren Vorhersehbarkeit der Hilfe beiträgt;

25. fordert, dass dem Europäischen Parlament, der PPV, den nationalen Parlamenten und den 
NSA eine Bewertung der Budgethilfe anhand von zuverlässigen und transparenten 
Indikatoren, mit deren Hilfe die Fortschritte bei den MDG messbar werden, in Form eines 
jährlichen Berichts vorgelegt wird;

26. fordert, dass von der Budgethilfe gezielt Mittel für den Ausbau der Kapazitäten zur 
haushaltstechnischen Abwicklung in sämtlichen AKP-Parlamenten vorgesehen werden; 

Anreiz-Tranche

27. erinnert an sein Engagement für die Förderung der verantwortungsvollen Staatsführung 
(„Governance“) und kann sich dem Prinzip einer „Prämie für verantwortungsvolle 
Staatsführung“ im Rahmen des in Artikel 8 des Cotonou-Abkommens vorgesehnen 
politischen Dialogs anschließen, unter der Voraussetzung, dass deren Zuteilungskriterien 
und Durchführungsmodalitäten klar und transparent sind;

28. stellt fest, dass verschiedene Kriterien, die die Kommission für die Aufteilung der 
Anreiz-Tranche aufgestellt hat, eher die Interessen des Nordens widerspiegeln, und 
spricht sich entschieden gegen jede Abweichung von Kriterien aus, die nicht 
ausschließlich auf einer verantwortungsvollen Staatsführung basieren und die Hilfe an 
bestimmte andere Bedingungen knüpfen; 

29. bringt seine Besorgnis angesichts der Auslegung der Kriterien in Bezug auf die 
wirtschaftliche und soziale Governance zum Ausdruck; spricht sich entschieden gegen 
die Durchsetzung von „versteckten Kriterien“ wirtschaftlicher und sozialer Art aus, und 
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ist der Meinung, dass die Analyse der Gesetzgebungen und der Politik der öffentlichen 
Hand in diesem Bereich nicht zu Forderungen nach Liberalisierung und Deregulierung 
führen dürfen; empfiehlt, in den „Governance-Profilen“ die Existenz und die Qualität 
öffentlicher Dienstleistungen als Kriterien hinzuzufügen; erinnert daran, dass die 
endgültige Entscheidung der AKP-Länder bzw. -Regionen, sich an den 
Wirtschaftspartnerschaftsabkommen (WPA) zu beteiligen oder nicht, kein Kriterium sein 
darf;

30. fordert die Kommission auf, den Entscheidungsprozess, der zur Aufteilung der Mittel der 
Anreiz-Tranche führt, deutlich zu machen und Vorschläge vorzulegen, wie die 
Unterrichtung des Europäischen Parlaments und der NSA in diesem Bereich 
gewährleistet werden kann;

Regionale Integration, Handelshilfe und WPA

31. erinnert daran, dass die EU eine Aufstockung ihrer Hilfe für den Handel auf jährlich 
2 000 000 000 EUR versprochen hat, wobei 50% dieser Zusatzhilfe an die AKP-Länder 
gehen sollen und diese Aufstockung aus zusätzlichen Mitteln finanziert werden soll; 
misst der Einhaltung dieser Zusage von Handelshilfen von Seiten der EU große 
Bedeutung bei und fordert die Kommission und den Rat auf, über den aktuellen Stand der 
Verpflichtungen der Europäischen Union und der Mitgliedstaaten zur Erreichung dieses 
Ziels zu berichten;

32. legt großen Wert darauf, dass die Finanzierung der integrierten Regionalprogramme 
(IRP) allen AKP-Ländern und -Regionen gleichermaßen zugute kommt, unabhängig von 
der letztendlichen Entscheidung der Länder, sich an den Wirtschaftspartnerschafts-
abkommen (WPA) zu beteiligen oder nicht; spricht sich entschieden dagegen aus, dass 
die Zuteilung von IRP-Mitteln mit einer Teilnahme an WPA verknüpft wird; 

33. bekräftigt seine Forderung, wonach die besonderen Bedürfnisse im Zusammenhang mit 
der Anpassung der Volkswirtschaften der AKP-Länder an die WPA durch zusätzliche 
Mittel zum EEF gedeckt werden sollen;

Mitwirkung

34. verweist darauf, dass die nachträgliche Erteilung der Entlastung für die Ausführung des 
EEF durch das Europäische Parlament als demokratische Kontrolle nicht ausreicht, und 
fordert den Rat auf, ihm - bis der EEF in den Gesamthaushaltsplan der EU einbezogen ist 
- eine institutionelle Rolle zuzuweisen, die im gesamten Prozess der Abwicklung und 
Bewertung der Programmierung zum Tragen kommt;

35. bedauert die besonders vage und zweideutige Formulierung der Regelung über die Rolle 
der Akteure bei der Programmierung der Gemeinschaftshilfe (siehe Artikel 2 Absatz 3 
der Verordnung (EG) Nr. 617/2007); verlangt die Mitwirkung des Europäischen 
Parlaments, der nationalen Parlamente, der lokalen Behörden und der repräsentativen 
nichtstaatlichen Akteure bei der Programmierung, der Abwicklung und der Durchführung 
des EEF;
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36. ruft die nationalen Parlamente der EU und AKP-Länder dazu auf, eine genaue 
parlamentarische Kontrolle über die Exekutive bei der Programmierung des EEF 
auszuüben; fordert die Kommission auf, sich zu vergewissern, dass die nationalen 
Parlamente in allen Phasen der Ausarbeitung und der Umsetzung der Strategiepapiere 
aktiv konsultiert werden;

37. bekräftigt seine Unterstützung für die von der PPV auf ihrer 9. Tagung im April 2005 
zum Ausdruck gebrachten Forderung, einen geeigneten Prozentsatz der Mittel des EEF 
für die Bildung und politische Schulung von Parlamentariern und führenden 
Persönlichkeiten aus Politik, Wirtschaft und Gesellschaft im Interesse einer dauerhaften 
Stabilisierung einer verantwortungsvollen Staatsführung, des Rechtsstaates, der 
demokratischen Strukturen und der Beziehungen zwischen Regierung und Opposition in 
den pluralistischen Demokratien, die sich auf freie Wahlen stützen, bereitzustellen;

Abwicklung und Bewertung der Ergebnisse

38. verlangt, dass das Europäische Parlament, die nationalen Parlamente und die 
repräsentativen nichtstaatlichen Akteure anlässlich der Halbzeitprüfung 2010 zur 
Durchführung des EEF gehört werden und das Europäische Parlament über die 
Ergebnisse der Halbzeitprüfung der Investitionsfazilität informiert wird;

39. nimmt mit Genugtuung zur Kenntnis, dass die Kommission einen Jahresbericht über die 
Durchführung der EEF-Hilfe ausgearbeitet und ihm übermittel hat; wird bei der Prüfung 
dieses Jahresberichts seine ganze Aufmerksamkeit auf den Nutzen der Hilfe für die 
Beseitigung der Armut und ihren Beitrag zur Verwirklichung der MDG richten; fordert, 
dass die PPV, die nationalen Parlamente und die NSA ebenfalls in die Liste der 
Empfänger dieses Jahresberichts aufgenommen werden;

40. begrüßt die Absicht der Kommission und der Europäischen Investitionsbank (EIB), die 
Ergebnisse regelmäßig zu bewerten und dabei den bei der Erreichung der MDG erzielten 
Fortschritten besonderes Augenmerk zu widmen und alle beteiligten Akteure, 
einschließlich der nichtstaatlichen Akteure, an der Evaluierung der von der Gemeinschaft 
geleisteten Hilfe zu beteiligen, womit das Europäische Parlament, die nationalen 
Parlamente und die PPV selbstverständlich einbezogen sind; fordert die Kommission auf, 
deutlich zu machen, wie und in welchem zeitlichen Abstand diese Evaluierungen 
durchgeführt werden sollen;

41. hebt hervor, dass in Krisen- oder Konfliktsituationen die Erfahrung und der Sachverstand 
der Parlamentarier und der Vertreter der Bürgergesellschaft umso unverzichtbarer sind, 
und fordert die Kommission auf, deren Konsultierung noch vor Annahme der in Artikel 8 
Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 617/2007 vorgesehenen Sondermaßnahmen 
vorzusehen;

Wirksamkeit der Hilfe

42. nimmt mit Genugtuung die Bezugnahme auf die Erklärung von Paris über die 
Wirksamkeit der Entwicklungshilfe zur Kenntnis und fordert mit Nachdruck, dass die 
Programmierung des EEF mit den in dieser Erklärung enthaltenen Empfehlungen in 



RR\710011DE.doc 11/24 PE398.480v03-00

DE

Einklang steht; betont jedoch, dass der Aufbau einer ausgewogenen Partnerschaft auf 
Augenhöhe zwischen EU und AKP nicht nur auf der Harmonisierung und Angleichung 
der Geber beruhen darf, sondern vor allem die gegenseitigen Verpflichtungen und die 
gegenseitige Rechenschaftspflicht fördern muss, insbesondere im Bereich der 
verantwortungsvollen Staatsführung;

43. ermutigt die Kommission, ihre Absicht, die Fortschritte in diesem Bereich aus der Nähe 
zu verfolgen, in die Tat umzusetzen und einen spezifischen Bericht im Rahmen der 
Vorbereitungen des Gipfels vor Accra im September 2008 auszuarbeiten; fordert dass die 
Evaluierung der Wirksamkeit der Hilfe Gegenstand eines regelmäßigen Berichts wird, 
der dem Europäischen Parlament zu übermitteln ist;

44. anerkennt die Bemühungen der Kommission um eine beschleunigte Abwicklung der 
Zahlungen, die zu einer bedeutenden Verbesserung der Ausführungsquote des EEF 
geführt hat; betont jedoch, dass weitere Fortschritte in diesem Bereich erforderlich sind, 
und ruft die Mitgliedstaaten auf, aktiv dazu beizutragen; fordert die Kommission auf, für 
das Europäische Parlament und die PPV vierteljährlich eine Liste über die Auszahlungen 
der Mittel aufzustellen;

45. teilt uneingeschränkt die Absicht, die Vorhersehbarkeit der Entwicklungshilfe im 
Rahmen der Durchführung des EEF zu verbessern;

Friedensfazilität für Afrika

46. unterstützt mit Nachdruck die Einrichtung einer Friedensfazilität für Afrika und fordert, 
dass gemäß den Orientierungen der neuen gemeinsamen EU-Afrika-Strategie die 
Stärkung der politischen Partnerschaft zwischen der EU und der Afrikanischen Union in 
den Vorschriften für die Verwaltung dieses Instruments zum Ausdruck gebracht wird;

47. betont, dass die Friedensfazilität für Afrika als ein Instrument im Rahmen der 
Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) gesehen werden muss und gemäß 
den Kriterien des DAC nicht unter die Entwicklungshilfe fällt; hält in diesem 
Zusammenhang die Entscheidung des Rates vom 11. April 2006, die Friedensfazilität aus 
dem EEF zu finanzieren, für außerordentlich bedauerlich;

48. fordert die Kommission und den Rat auf, eine andere Finanzierungsmöglichkeit zu 
finden, und dies spätestens als Ergebnis der 2010 stattfindenden Überprüfung des 
Finanzierungsverfahrens für die Friedensfazilität für Afrika; verlangt, im Rahmen dieser 
Überprüfung konsultiert zu werden;

49. verlangt, dass das Europäische Parlament und die PPV zum Aktionsprogramm 2008-2010 
und zu dem von der Kommission anzufertigenden Jahresbericht über die Verwendung der 
Mittel konsultiert werden;

Kofinanzierungen und Kohärenz mit den anderen Instrumenten

50. spricht sich für die mit der Programmierung des 10. EEF eröffnete Möglichkeit aus, 
Entwicklungsprojekte mit den Mitgliedstaaten und anderen Gebern zu kofinanzieren;
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51. empfiehlt, diese Möglichkeit auch für andere Finanzinstrumente der EU vorzusehen, und 
wiederholt seine Forderung, eine neue panafrikanische Finanzierung zu schaffen, die 
programmierbar und vorhersehbar ist und aus dem EEF, den sektorbezogenen 
Instrumenten des DCI und dem Europäischen Nachbarschaftsinstrument finanziert wird, 
um die Durchführung der neuen gemeinsamen EU-Afrika-Strategie zu finanzieren und zu 
unterstützen;

52. bringt den Wunsch zum Ausdruck, dass - auf der Grundlage von Kofinanzierungen -
gemeinsame AKP-EU-Programme eingeführt werden, um gemeinsame Antworten auf die 
großen weltweiten Herausforderungen geben zu können, wie z.B. auf die Frage des 
Zugangs zu globalen öffentlichen Gütern oder des Klimawandels, und somit zur Stärkung 
der politischen Partnerschaft im Rahmen des Cotonou-Abkommens beizutragen;

°

°     °

53. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat und der Kommission zu 
übermitteln.
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BEGRÜNDUNG

Ein neues Verfahren 

Bis zum 9. EEF erstreckte sich das Verfahren auf drei Instrumente (Cotonou-Abkommen, 
Finanzprotokoll, „Internes Abkommen“), die von allen Mitgliedstaaten und 2/3 der AKP-
Staaten (nur die beiden ersten) ratifiziert werden mussten: Das führte zu einem sehr 
langwierigen Prozess (für den 9. EEF dauerte er zwei Jahre und zehn Monate). In der 
Zwischenzeit war es möglich, auf die Restbestände des vorhergehenden EEF zurückzugreifen.
Für den 10. EEF wurde das Interne Abkommen (unterzeichnet am 17. Juli 2006) zur 
Beschleunigung des Ratifizierungsprozesses auf seine einfachste Form reduziert. Die 
wichtigsten Programmierungsregeln wurden in einer neuen Durchführungsverordnung, die 
der Rat am 14. Mai 2007 angenommen hat, zusammengefasst: Mit diesem Text wurde das 
Europäische Parlament (EP) befasst.
Zur Harmonisierung der Verfahren wurde dieser Verordnungsentwurf nach dem Vorbild des 
DCI gestaltet. Dies ist eine positive Entwicklung, da darin Elemente eingeflossen sind, die das 
EP im Rahmen der Mitentscheidung ausgehandelt hat. Dies ist ebenfalls ein Schritt hin zu 
einer Budgetierung des EEF, die in diesem Bericht gefordert wird.

Eine Herausforderung erster Ordnung auf der europäischen Entwicklungsagenda 

In quantitativer Hinsicht, da es um die Entscheidung über die Verwendung eines wesentlichen 
Teils der EU-Entwicklungshilfe für den Zeitraum 2008-2013 geht, die den hilfebedürftigsten 
Ländern des Planeten zukommen soll.

In qualitativer Hinsicht ist diese Verordnung Teil der internationalen und europäischen 
Mobilisierung für eine globale Solidarität, insbesondere mit den am wenigsten entwickelten 
Ländern (LDC), von denen die meisten zu den AKP-Staaten gehören. Der 
Durchführungszeitraum für diesen 10. EEF umfasst teilweise einige der wichtigsten Momente 
der europäischen und weltweiten Entwicklungsagenda:
- die Verpflichtungen der EU und der Mitgliedstaaten zur staatlichen Entwicklungshilfe,
- die Verwirklichung der MDG bis 2015,
- die neue EU-Afrika-Strategie,
- die Mobilisierung für die Frage der Wirksamkeit der Entwicklungshilfe, und dazu der Gipfel 
von Accra im Jahre 2008 über die Folgemaßnahmen im Anschluss an die Erklärung von Paris,
- die Durchführung der WPA,
- die Überarbeitung der Finanziellen Vorausschau im Jahre 2010, bei der die Frage der 
Budgetierung erörtert werden muss.

Der Zeitplan

Der Ratifizierungsprozess muss am 31. Dezember 2007 abgeschlossen sein. Dieser Stichtag 
ist äußerst wichtig, da die Restbestände des 9. EEF nicht übertragbar sind. Die Kommission 
hat zugesagt, die Gesamtheit der Mittel des 9. EEF vor diesem Datum zu binden. Aber das 
Problem der Schwerfälligkeit des auf Regierungsebene durchzuführenden 
Ratifizierungsprozesses stellt sich nach wie vor.



PE398.480v03-00 14/24 RR\710011DE.doc

DE

Das Anliegen des EP muss es sein, dafür zu sorgen, dass die Mittel des 9. EEF nicht verfallen, 
d.h. nicht unter die „Verfallsklausel“ fallen. 
Auch die mangelnde Beteiligung der Akteure, insbesondere der nationalen Parlamente und 
der Paritätischen Parlamentarischen Versammlung AKP-EU (PPV), aufgrund dieses strikten 
Zeitplans ist zu bedauern.

Die Mitwirkung

Nach den Unzulänglichkeiten des Programmierungsprozesses müssen wir für ihre 
Einbeziehung in die Phase der Durchführung des 10. EEF sorgen, gemäß den Grundsätzen der 
Eigenverantwortlichkeit und der Mitwirkung, die die Entwicklungspolitik der EU prägen 
müssen.
Mit der Einbeziehung des EEF in den Haushalt können die derzeitigen Unzulänglichkeiten 
größtenteils ausgeglichen werden. In der Zwischenzeit müssen aber erhebliche Fortschritte in 
diesem Bereich gemacht werden. Die Bestimmungen über die Mitwirkung sind jedoch nach 
wie vor unzureichend oder sehr vage. Aus diesem Grund wird in diesem Bericht auf eine 
verstärkte Mitwirkung auf allen Ebenen des Verfahren gedrungen: Strategiepapiere, die Frage 
der Wirksamkeit der Entwicklungshilfe und Bewertung der Ergebnisse.

Länderstrategiepapiere und regionale Strategiepapiere

Die Strategiepapiere sind die Hauptinstrumente für die Durchführung des EEF. In diesem 
Bericht wird daher auf ein doppeltes Erfordernis hingewiesen:
- auf die Priorität für die sozialen Bereiche, insbesondere Gesundheit und Grundbildung,
- auf die demokratische Kontrolle.
In diesen beiden Punkten weisen die in der Verordnung vorgesehenen Bestimmungen und die 
bislang verfügbaren Informationen über den Inhalt der Strategiepapiere zahlreiche 
Unzulänglichkeiten auf. Allerdings ist die Übermittlung dieser Dokumente zur 
Kenntnisnahme an die PPV sicherlich ein Schritt in die richtige Richtung. Es müssen aber 
noch wesentliche Fortschritte gemacht werden, um die Mitwirkung und die Kontrolle des EP, 
der nationalen Parlamente und der NSA an der Ausarbeitung, der Durchführung und der 
Bewertung der Strategiepapiere zu gewährleisten.

Vorrangige Aktionsbereiche

Wir müssen uns vergewissern, dass die Bestimmungen in dieser Verordnung mit dem in 
ihrem Artikel 1 genannten Ziel in Einklang stehen: „Beseitigung der Armut“ und 
„Verwirklichung der Millenniums-Entwicklungsziele“.
Das seit 2001 im Haushaltsplan der EU aufgeführte Ziel, wonach 20% der Hilfe für 
Gesundheit und Grundbildung aufgewendet werden müssen, muss auch für den EEF gelten.
Davon ist man weit entfernt, da der 10. EEF nur 6,1% an direkter Unterstützung für diese 
beiden Bereiche vorsieht (3,3% für Gesundheit und 2,8% für Bildung, zu denen man noch 
1,6% für den sozialen Zusammenhalt hinzurechnen muss). Die Kommission vertritt die 
Auffassung, dass das Ziel der 20% über die Budgethilfe erreicht wird. Das reicht nicht aus. 
Die Vorrangigkeit von Gesundheit und Bildung muss klar aus den Schwerpunktbereichen der 
Strategiepapiere hervorgehen.

Geschlechtsspezifische Fragen
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Alle im Bereich der Entwicklungszusammenarbeit tätigen internationalen Organisationen und 
Institutionen betonen, wie wichtig es ist, dass Entwicklungshilfeprojekte die Frauen mit 
einbeziehen oder sich gezielt an Frauen richten.
In diesem Bericht wird der Wille bekräftigt, geschlechterspezifischen Fragen im Rahmen der 
Entwicklungspolitik der EU eine vorrangige Stellung einzuräumen. In diesem Zusammenhang 
kann man bedauern, dass es für dieses Thema keinen eigenen Aktionsbereich im 10. EEF gibt. 
In Ermangelung einer Auswertung der Ergebnisse in diesem Bereich kann das Mainstreaming 
weder die Wirksamkeit noch die Sichtbarkeit der Maßnahmen der EU auf diesem Gebiet 
gewährleisten.

Wirksamkeit der Hilfe, Transparenz, Abwicklung und Bewertung der Ergebnisse

Diese Verordnung enthält positive Neuerungen in Bezug auf die Abwicklung und die 
Bewertung der Wirksamkeit der Hilfe. Spürbare Verbesserungen wurden in den letzten Jahren 
auch bei der Beschleunigung der Auszahlungen erzielt, auch wenn noch weitere Fortschritte 
in diesem Bereich zu machen sind, insbesondere in verschiedenen Mitgliedstaaten. Allerdings 
muss die Wirksamkeit der Hilfe der Kontrolle und der Bewertung durch das EP, die PPV und 
die NSA unterliegen.
Was die Abwicklung und die Bewertung der Ergebnisse der Durchführung des 10. EEF 
angelangt, so sieht die Verordnung ebenfalls eine positive Entwicklung vor: die Ausarbeitung 
eines Jahresberichts, der dem EP übermittelt wird. Die Kommission bringt außerdem ihre 
Absicht zum Ausdruck, die Ergebnisse regelmäßig zu bewerten und dabei die bei der 
Verwirklichung der MDG erzielten Fortschritte in den Vordergrund zu stellen und die 
betroffenen Akteure einzubeziehen. Genauerer Informationen bedarf es allerdings noch 
bezüglich der Befugnisse des EP im Zusammenhang mit dem Jahresbericht und der Identität 
der genannten Akteure.
 
Der Ausbau der Kapazitäten

Die nationalen Parlamente müssen bei der Ausarbeitung, der Durchführung und der Kontrolle 
der Ergebnisse der Programmierung eine wesentliche Rolle spielen. Um dieser Rolle gerecht 
werden zu können, brauchen Sie Unterstützung sowohl materieller Art als auch in Form einer 
Ausbildung für die Parlamentarier. In diesem Bericht wird Unterstützung in zweierlei 
Hinsicht empfohlen:
- finanzielle Mittel für den Ausbau der Kapazitäten der Parlamente,
- eine spezifische, durch Budgethilfen finanzierte Unterstützung für die haushaltstechnische 
Abwicklung.
Auch die NSA müssen in den Genuss dieses Ausbaus der Kapazitäten kommen.

Budgethilfe

Eine konsequente Erhöhung der Budgethilfe ist vorgesehen. Sie können ein wichtiger und 
wirksamer Hebel für die Entwicklungspolitik der EU sein, in dem Maße, wie sie zur 
Verwirklichung der MDG beitragen.
Sie können ihr Ziel aber nur erreichen, wenn bestimmte Vorbedingungen erfüllt sind:
- ein verstärkte Koordinierung auf Seiten der Geber,
- verantwortungsvolle Staatsführung, Demokratie, Achtung der Grundfreiheiten und ein von 
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einem demokratisch gewählten Parlament kontrolliertes Instrument zur Verwaltung der 
öffentlichen Finanzen auf Seiten der Empfänger.
Weder die Budgethilfe noch die Anreiz-Tranche dürfen dazu benutzt werden, neue 
Bedingungen aufzustellen oder sich von der Geberseite verstärkt in den Haushalt und die 
nationalen Politiken einzumischen und den politischen Raum der AKP-Staaten zu verringern.
Eine strikte Kontrolle dieses Instruments ist daher erforderlich, um zu gewährleisten, dass
- diese Vorbedingungen wirklich erfüllt sind und somit die Auswüchse vermieden werden, auf 
die das EP in seinem letzten Bericht über die Erteilung der Entlastung für die Ausführung des 
EEF hingewiesen hat;
- diese Hilfe tatsächlich zur Verwirklichung der MDG beiträgt;
- die nationalen Parlamente und die Bürgergesellschaften effektiv einbezogen werden.

Die Anreiz-Tranche

Es handelt sich um eine Neuerung des 10. EEF, von dem ein Teil der Mittel unter bestimmten 
Bedingungen zur Förderung der „verantwortungsvollen Staatsführung“ (Governance) 
bereitgestellt wird. Vom Prinzip her können wir uns der Idee einer „Prämie“ für 
verantwortungsvolle Staatsführung anschließen, die der Stärkung des politischen Dialogs 
zwischen der EU und den AKP-Partnern im Sinne des Artikels 8 des Cotonou-Abkommens 
dient. Allerdings bleiben viele Zweifel rundum dieses Instrument bestehen:
1 - Das Beschlussfassungsverfahren ist ziemlich undurchsichtig.
2 - Es ist keinerlei Kontrolle oder auch nur Unterrichtung des EP, der nationalen Parlamente, 
der NSA oder der PPV vorgesehen. Nur eine Überprüfung im Nachhinein auf der Grundlage 
der Governance-Pläne, die im Anhang zu den Strategiepapieren veröffentlicht werden, ist 
möglich.
3 - Manche Kriterien der „Governance-Profile“ bzw. deren Auslegung sind problematisch. 
Die Kommission hat der Liste Kriterien hinzugefügt, die nicht direkt mit der 
verantwortungsvolle Staatsführung zusammenhängen und vor allem die Interessen des 
Nordens widerspiegeln, wie z. B. Liberalisierung der Märkte, Bekämpfung des Terrorismus, 
Zusicherungen im Zusammenhang mit Massenvernichtungswaffen, Durchsetzung der Pflicht 
der Wiederaufnahme von Migranten usw.
Nur eine Kontrolle der Modalitäten und Bedingungen für die Auszahlung der Anreiz-Tranche 
von außerhalb der Kommission (durch EP, Parlamente, PPV, NSA) kann alle Zweifel 
zerstreuen. Diese Kontrolle muss im Rahmen der Durchführung des EEF ausdrücklich 
vorgesehen werden.

Kofinanzierungen und Kohärenz mit den anderen Instrumenten

Eine weitere Neuerung dieser Verordnung: die Möglichkeit der Kofinanzierung von 
Entwicklungsprojekten mit den Mitgliedstaaten oder anderen Gebern. Dies ist eine positive 
Entwicklung, die den Erwartungen der im Bereich der Entwicklungshilfe tätigen Institutionen 
und NRO entspricht.
In diesem Bericht wird hervorgehoben, dass die Kofinanzierungen ein Hebel zur Verstärkung 
der politischen Partnerschaft zwischen der EU und den AKP-Staaten sein müssen, und dies in 
Übereinstimmung mit den Leitlinien der neuen EU-Afrika-Strategie. Es wird empfohlen, das 
Kofinanzierungsverfahren auf andere Finanzinstrumente der EU auszuweiten, um einen 
panafrikanischen Entwicklungsfonds zu schaffen, der gleichermaßen aus dem EEF und dem 
Nachbarschaftsinstrument finanziert wird.
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Regionale Integration, Handelshilfe und WPA

Die Europäische Union hat sich verpflichtet, ihre Hilfe für den Handel bis 2010 auf 2 
Milliarden Euro zu erhöhen (eine Milliarde von der Kommission und eine Milliarde von den 
Mitgliedstaaten). Der Rat hat sich verpflichtet, 50% dieser zusätzlichen Hilfe den AKP-
Staaten zuzuweisen. Diese Verpflichtung muss eingehalten werden.
Darüber hinaus stellt sich die Frage der Verwendung der für die integrierten 
Regionalprogramme (IRP) veranschlagten Mittel im Rahmen der Durchführung dieses 10. 
EEF. Die Kommission hat diese Mittel erheblich aufgestockt, um dem zunehmenden Bedarf 
in diesem Bereich gerecht zu werden, aber auch um Maßnahmen zur Anpassung der 
Wirtschaften der AKP-Länder im Zusammenhang mit dem Abschluss von WPA zu 
finanzieren.
In diesem Zusammenhang wird in dem Bericht besonderer Nachdruck auf zwei wichtige 
Forderungen des EP gelegt:
1 - Die WPA-Finanzierung muss komplementär zu den EEF-Mitteln sein.
2 - Die Aufteilung der IRP-Mittel auf die Regionen und AKP-Länder muss klar geregelt 
werden, um zu gewährleisten, dass an den Abschluss oder Nichtabschluss von WPA keinerlei 
Bedingungen geknüpft werden, wie es auch in der von der PPV angenommenen „Erklärung 
von Kigali“ hervorgehoben wird.

Friedensfazilität für Afrika

Auch wenn das EP die Einrichtung dieser Fazilität politisch voll und ganz unterstützt, so muss 
es doch die Frage nach seiner Finanzierung stellen. Es ist vorgesehen, dieses Instrument, das 
unter die GASP fällt, aus den EEF-Mitteln für den Zeitraum 2008-2010 zu finanzieren. Diese 
Entscheidung ist nicht akzeptabel und zeigt einmal mehr, wie die Mittel für die 
Entwicklungspolitik der EU für andere Ziele zweckentfremdet werden. In diesem Bericht 
wird gefordert, dass dieses Verfahren im Rahmen der Überprüfung der Finanzierung dieser 
Fazilität im Jahre 2010 überprüft wird.
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STELLUNGNAHME DES AUSSCHUSSES FÜR AUSWÄRTIGE 
ANGELEGENHEITEN

für den Entwicklungsausschuss

zur Durchführung der Programmplanung des 10. Europäischen Entwicklungsfonds
(2007/2138(INI))

Verfasserin der Stellungnahme: Angelika Beer

VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten ersucht den federführenden 
Entwicklungsausschuss, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen:

A. unter Hinweis auf die Rechtssache C-91/05, d.h. die von der Kommission am 21. Februar 
2005 beim Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften eingereichte Klage gegen den 
Rat wegen der GASP-Aktion zu Kleinwaffen und leichten Waffen im Rahmen der 
ECOWAS,

B. in der Erwägung, dass das vom Gerichtshof in dieser Angelegenheit zu sprechende Urteil 
möglicherweise zu einem Meilenstein bei der Klärung der seit langem bestehenden 
Kompetenzstreitigkeiten zwischen dem Rat und der Kommission in den sich 
überschneidenden Bereichen der Entwicklungspolitik und der GSVP wird, 

1. nimmt die Schlussanträge des Generalanwalts vom 19. September 2007 in der 
Rechtssache C-91/05 zur Kenntnis, in denen er – im Gegensatz zu dem vom Rat 
vertretenen Standpunkt – die Ansicht äußerte, dass die Bekämpfung der Verbreitung von 
Kleinwaffen und leichten Waffen durchaus in den Anwendungsbereich der 
gemeinschaftlichen Politik der Entwicklungszusammenarbeit fällt, und zwar u.a. auf der 
Grundlage von Artikel 11 Absatz 3 des Abkommens von Cotonou;

2. fordert den Rat und die Kommission auf, im Rahmen des 10. Europäischen 
Entwicklungsfonds SALW- und ADR-Projekte vorzusehen, sofern das Ergebnis der 
Rechtssache C-91/05 derartige Aktivitäten zulässt;

3. macht darauf aufmerksam, dass die Afrikanische Friedensfazilität (APF) ein weiterer Fall 
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ist, in dem die „Entwicklung“ als wichtigstes Ziel dieses Finanzrahmens von 250 Mio. 
Euro in Zweifel gezogen wird; fordert deshalb nachdrücklich, dass für die künftige 
Aufstockung der APF eine andere Finanzierungsquelle wie beispielsweise das 
Stabilitätsinstrument in Erwägung gezogen wird; 

4. fordert den Rat und die Kommission angesichts des heiklen Charakters der Angelegenheit 
auf, das Europäische Parlament in die Debatte über künftige friedensstützende 
Maßnahmen, die durch die APF finanziert werden, einzubeziehen und dem Parlament so 
früh wie möglich das für die AKP-Länder geltende Richtprogramm, die 
Aktionsprogramme und die jährlichen Tätigkeitsberichte über die Verwendung der Mittel 
zu übermitteln;

5. schlägt vor, die APF-Maßnahmen im Rahmen der GASP-Treffen mit dem Ratsvorsitz zu 
erörtern;

6. bedauert es, dass entgegen dem in der internen Vereinbarung zwischen den Vertretern der 
Regierungen der Mitgliedstaaten enthaltenen Beschluss, wonach die gemeinschaftlichen 
und die EEF-Verfahren so weit wie möglich harmonisiert werden sollen, eine derartige 
Harmonisierung nur in begrenztem Maße stattfindet; begrüßt zwar die Tatsache, dass ihm 
die Evaluierungsberichte für Länder und Regionen zur Information übermittelt werden, 
unterstreicht indessen insbesondere seinen Wunsch, auch über den Prozess der 
Ausarbeitung der Strategiedokumente sowie über ihre Umsetzung und die 
Halbzeitüberprüfung informiert zu werden.
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Cem Özdemir, Ioan Mircea Paşcu, Alojz Peterle, Samuli Pohjamo, 
Bernd Posselt, Michel Rocard, Libor Rouček, Jacek Saryusz-Wolski, 
György Schöpflin, Hannes Swoboda, István Szent-Iványi, Inese 
Vaidere, Geoffrey Van Orden, Kristian Vigenin, Jan Marinus 
Wiersma, Josef Zieleniec

Zum Zeitpunkt der Schlussabstimmung 
anwesende(r) Stellvertreter(in/innen)

Alexandra Dobolyi, Kinga Gál, Jaromír Kohlíček, Aloyzas Sakalas, 
Luis Yañez-Barnuevo García

Zum Zeitpunkt der Schlussabstimmung 
anwesende(r) Stellv. (Art. 178 Abs. 2)
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STELLUNGNAHME DES HAUSHALTSAUSSCHUSSES

für den Entwicklungsausschuss

zur Durchführung der Planung des 10. Europäischen Entwicklungsfonds
(2007/2138(INI))

Verfasser der Stellungnahme: Reimer Böge

VORSCHLÄGE

Der Haushaltsausschuss ersucht den federführenden Entwicklungsausschuss, folgende 
Anmerkungen zu berücksichtigen:

Zum ersten ist festzuhalten, dass der Haushaltsausschuss die Einbeziehung des EEF in den 
Gesamthaushaltsplan auf der Grundlage des Grundsatzes der Einheitlichkeit des 
Haushaltsplans und aus Gründen der Transparenz, der Rechenschaftspflicht und der 
effektiven Durchführung unterstützt hat. Die gegenwärtige Fragmentierung der Finanzmittel, 
die für die Außenbeziehungen der Union verfügbar sind, erschwert dies zunehmend.

Der Haushaltsausschuss hat ferner – im Sinne einer Förderung der effektiven Ausführung der 
Finanzmittel – unterstrichen, dass die unbefriedigende Situation unterschiedlicher 
Finanzvorschriften und verschiedener Durchführungsbestimmungen mit Hilfe einer 
Einbeziehung in den Haushaltsplan überwunden werden könnte.

Nichtsdestoweniger haben der Ausschuss wie auch das Parlament in seiner Gesamtheit 
ebenfalls darauf hingewiesen, dass die Einbeziehung in den Haushaltplan andere 
Politikbereiche in finanzieller Hinsicht nicht gefährden sollte und deshalb im Kontext des 
Finanzrahmens geprüft werden müsste, der anzupassen wäre, um die entsprechenden 
zusätzlichen Mittel in den Gesamthaushaltsplan einzubeziehen. Angesichts der Haltung des 
Rates ist eine Aussage darüber, wann dies für den EEF erreichbar sein könnte, 
realistischerweise verfrüht.

Lassen Sie mich die Gelegenheit wahrnehmen, um an die erfolgreiche Zusammenarbeit 
zwischen unseren Ausschüssen bei der Kombination von Legislativ- und 
Haushaltsbefugnissen zur Verwirklichung von entwicklungspolitischen Zielsetzungen zu 
erinnern. Der Einsatz des Haushaltsplans in strategischen Fällen – beispielsweise in der Frage 
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von Benchmarking-Zielen für die Kommission und in der Frage einer ausreichenden 
Einbeziehung des Parlaments in die Festlegung von Strategiedokumenten – hat sich als sehr 
nützliches Instrument erwiesen. Wir unterstützen sicherlich Ihre Bemühungen, vergleichbare 
Leitlinien und eine vergleichbare parlamentarische Kontrolle auch für die EEF-Mittel zu 
erreichen.

Ebenfalls beim EEF hat die Kommission in den letzten zehn Jahren zunehmend auf die 
direkte Unterstützung aus dem Haushalt als bevorzugten Mechanismus für die Vergabe von 
EU-Mitteln zurückgegriffen. Der Haushaltsausschuss hat darauf verwiesen, dass dies Vorzüge 
haben kann, beispielsweise was das „Empowerment“ des Entwicklungsprozesses in 
Partnerländern und die Koordinierung der Haushalte unter den Gebern betrifft. 
Nichtsdestoweniger haben wir auch immer wieder darauf hingewiesen, dass dieses Instrument 
im Hinblick darauf ausbalanciert werden muss, ob in den betreffenden Partnerländern 
ausreichend entwickelte Systeme der Haushaltsführung und des Finanzmanagements 
vorhanden sind.

Der Ausschuss ist der Auffassung, dass dies notwendigerweise ein Schlüsselfaktor bei der 
Planung des 10. EEF sein sollte, da viele AKP-Länder immer noch über schwach entwickelte 
öffentliche Systeme des Finanzmanagements und der Haushaltsführung verfügen. Wir 
glauben deshalb, dass beim Planungsprozess ein hohes Maß an Individualität erforderlich ist, 
um zu gewährleisten, dass die Risiken minimiert werden und dass die entsprechenden 
Verteilungsmechanismen sorgfältig auf den Einzelfall zugeschnitten sind.

Wir hoffen, dass die entwicklungspolitischen Zielvorgaben der Union damit im Rahmen des 
10. EEF effektiv verwirklicht werden können, während gleichzeitig an einem ausreichenden 
Niveau der Kontrolle und Rechenschaftspflicht bei den EU-Ausgaben festgehalten wird.
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ERGEBNIS DER SCHLUSSABSTIMMUNG IM AUSSCHUSS

Datum der Annahme 23.1.2008

Ergebnis der Schlussabstimmung +:
–:
0:

28
0
0

Zum Zeitpunkt der Schlussabstimmung 
anwesende Mitglieder

Reimer Böge, Costas Botopoulos, Simon Busuttil, Daniel Dăianu, 
Gérard Deprez, Brigitte Douay, Hynek Fajmon, Ingeborg Gräßle, 
Catherine Guy-Quint, Jutta Haug, Monica Maria Iacob-Ridzi, Anne E. 
Jensen, Wiesław Stefan Kuc, Janusz Lewandowski, Vladimír Maňka, 
Jan Mulder, Cătălin-Ioan Nechifor, Gérard Onesta, Margaritis Schinas, 
Nina Škottová, Theodor Dumitru Stolojan, László Surján, Gary Titley, 
Kyösti Virrankoski, Ralf Walter

Zum Zeitpunkt der Schlussabstimmung 
anwesende Stellvertreter(innen)

Thijs Berman, Esther De Lange, Hans-Peter Martin
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ERGEBNIS DER SCHLUSSABSTIMMUNG IM AUSSCHUSS

Datum der Annahme 29.1.2008
Ergebnis der Schlussabstimmung +:

–:
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34
0
0

Zum Zeitpunkt der Schlussabstimmung 
anwesende Mitglieder

Thijs Berman, Josep Borrell Fontelles, Danutė Budreikaitė, Marie-
Arlette Carlotti, Corina Creţu, Ryszard Czarnecki, Nirj Deva, 
Koenraad Dillen, Fernando Fernández Martín, Alain Hutchinson, 
Romana Jordan Cizelj, Madeleine Jouye de Grandmaison, Filip 
Kaczmarek, Glenys Kinnock, Maria Martens, Gay Mitchell, Luisa 
Morgantini, Horst Posdorf, José Ribeiro e Castro, Toomas Savi, 
Frithjof Schmidt, Jürgen Schröder, Feleknas Uca, Johan Van Hecke, 
Jan Zahradil. 

Zum Zeitpunkt der Schlussabstimmung 
anwesende(r) Stellvertreter(in/innen)

Gabriela Creţu, Sorin Frunzăverde, Miguel Angel Martínez Martínez, 
Manolis Mavrommatis, Catherine Neris, Atanas Paparizov, Anne Van 
Lancker, Ralf Walter, Renate Weber. 

Zum Zeitpunkt der Schlussabstimmung 
anwesende(r) Stellv. (Art. 178 Abs. 2)


